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Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Kiel vom 29.
September 2003 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch fÃ¼r
das Berufungsverfahren nicht zu erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist, ob dem KlÃ¤ger ab 1. Mai 2002 bis zu einer Arbeitsaufnahme ab 22. Juli
2002 Arbeitslosengeld (Alg) zusteht.

Der 1968 geborene ledige KlÃ¤ger war in den Monaten Juli und August 1996 als
VerkÃ¤ufer versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt. AnschlieÃ�end studierte er bis Ende
April 2001. Vom 1. Mai bis 31. Oktober 2001 sowie ab 1. November 2001 stand er
erneut in versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnissen, zuletzt befristet
bis zum 30. April 2002. Nach eigenen Angaben hat der KlÃ¤ger wÃ¤hrend seines
Studiums TÃ¤tigkeiten als Servicekraft sowie als Sportfachberater ausgeÃ¼bt; in
den VerwaltungsvorgÃ¤ngen der Beklagten ist sein Beruf mit "Freizeitsportleiter"
angegeben. Ã�berwiegend ist der KlÃ¤ger bisher in dem Bereich Sport- und
Freizeitzentren, Einzelhandel und kaufmÃ¤nnischer Innendienst tÃ¤tig gewesen.
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Der KlÃ¤ger hat zwei am 30. Dezember 1993 und am 13. Mai 1999 geborene
Kinder. Die Kindesmutter ist ganztags beschÃ¤ftigt.

Am 10. April 2002 meldete der KlÃ¤ger sich mit Wirkung vom 1. Mai 2002 arbeitslos
und beantragte Alg. Die formularmÃ¤Ã�ige Frage, ob seine VermittlungsfÃ¤higkeit
nach TÃ¤tigkeit oder Arbeitsstunden eingeschrÃ¤nkt sei, bejahte der KlÃ¤ger. Er
fÃ¼hrte aus, dass die ihm mÃ¶gliche Arbeitszeit nach Stundenzahl bzw.
Lage/Verteilung eingeschrÃ¤nkt sei. Er kÃ¶nne wÃ¶chentlich 15 bis 20 Stunden
arbeiten, und zwar am Donnerstagnachmittag sowie freitags und samstags
ganztÃ¤gig.

Mit Bescheid vom 5. Juni 2002 lehnte die Beklagte den Alg-Antrag ab und fÃ¼hrte
unter Bezugnahme auf Â§Â§ 117 Abs. 1, 118 Abs. 1, 119 Abs. 1 bis 4 Drittes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB III) aus: Anspruch auf Leistungen habe nur, wer arbeitslos
sei. Arbeitslos sei u. a. aber nur derjenige, der den VermittlungsbemÃ¼hungen des
Arbeitsamtes zur VerfÃ¼gung stehe. Dies setze ArbeitsfÃ¤higkeit und
Arbeitsbereitschaft voraus. ArbeitsfÃ¤hig sei ein Arbeitsloser, wenn er eine
versicherungspflichtige, mindestens fÃ¼nfzehn Stunden wÃ¶chentlich umfassende
BeschÃ¤ftigung unter den Ã¼blichen Bedingungen des fÃ¼r ihn in Betracht
kommenden Arbeitsmarktes aufnehmen und ausÃ¼ben kÃ¶nne und dÃ¼rfe.
Nachdem der KlÃ¤ger erklÃ¤rt habe, dass er dem Arbeitsmarkt lediglich
Donnerstagabend sowie freitags und sonnabends zur VerfÃ¼gung stehe, stehe er
der Arbeitsvermittlung nicht zur VerfÃ¼gung, sei nicht arbeitslos und habe keinen
Leistungsanspruch. Die von ihm angegebene Arbeitszeit stimme hinsichtlich ihrer
Lage nicht mit dem Beginn oder Ende Ã¼blicher Vollzeitarbeit Ã¼berein, bzw. Lage
und Dauer der dem KlÃ¤ger nur mÃ¶glichen Arbeitszeit entsprÃ¤chen nicht dem
Beginn oder Ende des einschlÃ¤gigen Teilzeitarbeitsmarktes.

Hiergegen legte der KlÃ¤ger am 1. August 2002 Widerspruch ein. Er fÃ¼hrte aus, er
sei bereit, tÃ¤glich acht Stunden und mehr zu arbeiten. Dies sei ihm jedoch nicht
mÃ¶glich, weil er dann fÃ¼r die ganze Woche eine Tagesmutter zur
Vollzeitbetreuung der Kinder einstellen mÃ¼sste. Hierzu habe er nicht die
finanziellen Mittel. Auch seien die MÃ¶glichkeiten, eine Vollzeitbetreuung zu finden,
an seinem (damaligen) Wohnort B Ã¤uÃ�erst eingeschrÃ¤nkt. Ihm sei die
Ã�bertragung der Betreuung lediglich an den im Leistungsantrag angegebenen
Tagen mÃ¶glich. Den Rest der Woche mÃ¼sse er gegenÃ¼ber seinen Kindern den
Betreuungspflichten nachkommen. Er habe versucht, fÃ¼r das jÃ¼ngere Kind einen
Kindergartenplatz zu finden. Dies sei indessen bisher nicht gelungen. Dass es fÃ¼r
die von ihm angebotenen Arbeitszeiten keine Stellen gebe, sei unzutreffend.

Mit Widerspruchsbescheid vom 23. August 2002 wies die Beklagte den Widerspruch
unter Wiederholung und Vertiefung der GrÃ¼nde des Ausgangsbescheides als
unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck.

Auf einen nach einer ZwischenbeschÃ¤ftigung ab 22. Juli 2002 gestellten Antrag, in
dem der KlÃ¤ger seine Arbeitsbereitschaft generell auf Arbeitszeiten von 9.00 Uhr
bis 12.00 Uhr vormittags beschrÃ¤nkt hatte, bewilligte die Beklagte mit Bescheid
vom 12. September 2002 Alg ab 1. August 2002 fÃ¼r lÃ¤ngstens 180 Kalendertage
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in HÃ¶he von 82,60 EUR wÃ¶chentlich. Wegen spÃ¤terer Arbeitsaufnahme des
KlÃ¤gers hob sie diese Bewilligung mit Wirkung vom 1. November 2002 auf.

Gegen den Bescheid vom 5. Juni 2002 in der Fassung des Widerspruchsbescheides
vom 23. August 2002 hat der KlÃ¤ger am 25. September 2002 bei dem
Sozialgericht Kiel Klage erhoben. Zur BegrÃ¼ndung hat er sein Vorbringen aus dem
Widerspruchsverfahren weitervertieft und geltend gemacht, dass die von ihm
angegebenen EinschrÃ¤nkungen der Arbeitszeit unter Â§ 119 Abs. 4 Nr. 2 SGB III
fallen wÃ¼rden. Dort sei ausdrÃ¼cklich normiert, dass der Arbeitslose arbeitsbereit
und arbeitsfÃ¤hig sei, wenn er eine versicherungspflichtige, mindestens fÃ¼nfzehn
Stunden wÃ¶chentlich umfassende BeschÃ¤ftigung mit bestimmter Dauer, Lage
und Verteilung der Arbeitszeit aufzunehmen und auszuÃ¼ben gewillt sei und dies
wegen der Betreuung und Erziehung eines aufsichtsbedÃ¼rftigen Kindes
erforderlich sei. Dies sei bei ihm der Fall. Entgegen der von der Beklagten
vertretenen Auffassung komme es somit fÃ¼r die VerfÃ¼gbarkeit nicht darauf an,
ob Stellen mit entsprechenden Arbeitszeiten verfÃ¼gbar seien. Im Ã�brigen habe
es vorliegend â�� wie der von der Beklagten zur Akte gereichte Auszug der
Bewerberdatei belege â�� keine hinreichende Ã�berprÃ¼fung des Einzelfalles
gegeben.

Der KlÃ¤ger hat beantragt,

die Beklagte unter Aufhebung ihres Bescheides vom 5. Juni 2002 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 23. August 2002 zu verpflichten, ihm ab dem 1. Mai
2002 Arbeitslosengeld in gesetzlicher HÃ¶he zu bewilligen.

Die Beklagte hat beantragt,

die Klage abzuweisen.

Zur BegrÃ¼ndung hat sie auf die GrÃ¼nde des Widerspruchsbescheides Bezug
genommen und ergÃ¤nzend ausgefÃ¼hrt, dass die Frage, ob Dauer, Lage und
Verteilung der Arbeitszeit im Sinne von Â§ 119 Abs. 4 Satz 1 SGB III den Ã¼blichen
Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes entsprÃ¤chen, anhand der konkreten
UmstÃ¤nde des Einzelfalles zu prÃ¼fen sei. Vorliegend habe diese Ã�berprÃ¼fung
ergeben, dass es sozialversicherungspflichtige Stellen in wesentlichem Umfang mit
den von dem KlÃ¤ger geltend gemachten zeitlichen EinschrÃ¤nkungen nicht gebe.
Insofern habe bei dem KlÃ¤ger keine VerfÃ¼gbarkeit vorgelegen.

ErgÃ¤nzend hat die Beklagte einen Protokollauszug aus der Bewerberdatei des
KlÃ¤gers zur Akte gereicht (Bl. 28 GA). Darin heiÃ�t es sinngemÃ¤Ã�, eine Anfrage
der Widerspruchsstelle, ob es sozialversicherungspflichtige Stellen in wesentlichem
Umfang mit den von dem KlÃ¤ger geschilderten Arbeitszeiten in seinem Beruf gebe,
sei erfolglos geblieben. Nachfragen (u. a. beim C in E , F in Ba und einem
Fitnessstudio in K ) hÃ¤tten keine BeschÃ¤ftigungsmÃ¶glichkeiten mit den
Arbeitszeiten Donnerstagabend, Freitag und Sonntag ergeben.

Im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung und Beweisaufnahme am 29. September
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2003 hat das Sozialgericht den Verwaltungsbeamten L als arbeitsmarkt- und
berufskundigen SachverstÃ¤ndigen zu der Frage gehÃ¶rt, ob der KlÃ¤ger mit der
von ihm gemachten zeitlichen EinschrÃ¤nkung seiner ArbeitsfÃ¤higkeit auf die
Wochentage Donnerstag, Freitag und Samstag bei vollschichtiger TÃ¤tigkeit (jeweils
acht Stunden) in der Lage sei, unter den Ã¼blichen Bedingungen des fÃ¼r ihn in
Betracht kommenden Arbeitsmarktes erwerbstÃ¤tig zu sein. Wegen des
Ergebnisses der Beweisaufnahme wird auf die Anlage zur Sitzungsniederschrift vom
29. September 2003 Bezug genommen.

Mit Urteil vom selben Tage hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen und zur
BegrÃ¼ndung im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt: Die Klage sei zulÃ¤ssig, aber nicht
begrÃ¼ndet. Die angefochtenen Bescheide verletzten den KlÃ¤ger nicht in seinen
Rechten; denn er kÃ¶nne infolge der Betreuung seiner Kinder eine
versicherungspflichtige, mindestens 15 Stunden wÃ¶chentlich umfassende
BeschÃ¤ftigung unter den Ã¼blichen Bedingungen des fÃ¼r ihn in Betracht
kommenden Arbeitsmarktes nicht aufnehmen und ausÃ¼ben. Insoweit stehe er der
Arbeitsvermittlung nicht zur VerfÃ¼gung, sei folglich nicht arbeitslos und habe
keinen Anspruch auf Alg. Die Kammer folge den GrÃ¼nden des
Widerspruchsbescheides und sehe insoweit von einer weiteren Darstellung der
EntscheidungsgrÃ¼nde ab (Â§ 136 Abs. 3 Sozialgerichtsgesetz [SGG]). ErgÃ¤nzend
sei hinzuzufÃ¼gen, dass der SachverstÃ¤ndige L die Auffassung der Beklagten
bestÃ¤tigt habe, wonach eine nennenswerte Anzahl von ArbeitsplÃ¤tzen mit der
von dem KlÃ¤ger gewÃ¼nschten Lage der Arbeitszeit auf dem fÃ¼r ihn in Betracht
kommenden Arbeitsmarkt (TÃ¤tigkeiten in Sport- und Freizeitzentren, im
Einzelhandel oder im kaufmÃ¤nnischen Innendienst) nicht vorhanden sei. Die
Recherchen des SachverstÃ¤ndigen hÃ¤tten ergeben, dass derartige
Arbeitszeitvereinbarungen allenfalls ausnahmsweise und im Einzelfall getroffen
wÃ¼rden, wenn das Leistungsprofil des Bewerbers aus Sicht des jeweiligen
Unternehmens die Hinnahme solcher Erschwernisse rechtfertige. Dann kÃ¶nne aber
von "Ã¼blichen" Bedingungen des Arbeitsmarktes nicht die Rede sein. Das Gericht
habe keinen Anlass, die Feststellungen des SachverstÃ¤ndigen in Zweifel zu ziehen.

Gegen das seinen ProzessbevollmÃ¤chtigten am 31. Oktober 2003 zugestellte Urteil
richtet sich die am Montag, dem 1. Dezember 2003, bei dem Sozialgericht Kiel
eingelegte Berufung des KlÃ¤gers.

Zur BegrÃ¼ndung wiederholt und vertieft er sein bisheriges Vorbringen und fÃ¼hrt
aus, dass das erstinstanzlich eingeholte SachverstÃ¤ndigengutachten nicht zu
Ã¼berzeugen vermÃ¶ge. Er dÃ¼rfe sich wegen der Betreuung seiner
minderjÃ¤hrigen Kinder auf die angegebenen Zeiten beschrÃ¤nken, wenn es fÃ¼r
ihn TÃ¤tigkeiten gebe, die nach seinem LeistungsvermÃ¶gen in Betracht kÃ¤men.
Faktisch bedeute dies, dass ein entsprechender Teilzeitarbeitsmarkt vorhanden sein
mÃ¼sse. Dies sei entgegen der Auffassung des SachverstÃ¤ndigen der Fall. Die
gegenteilige Aussage des SachverstÃ¤ndigen mÃ¼sste â�� ihre Richtigkeit
unterstellt â�� dazu fÃ¼hren, dass es Ã¼berhaupt keine TeilzeitbeschÃ¤ftigten
gebe. Dies sei indessen nicht der Fall. Der SachverstÃ¤ndige habe auch nicht
konkret angegeben, welche stÃ¤ndigen Betriebskontakte und GesprÃ¤che mit
Arbeitnehmern er gefÃ¼hrt habe. Gerade in dem Bereich Sport- und
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Freizeitzentren, Einzelhandel oder kaufmÃ¤nnischer Innendienst, wo er â�� der
KlÃ¤ger â�� besondere Kenntnisse erworben habe, werde Teilzeitarbeit
ausgefÃ¼hrt. Schon wÃ¤hrend seines Studiums habe er insoweit verschiedene
TÃ¤tigkeiten ausgeÃ¼bt. Von August 1989 bis August 1995 sei er als Servicekraft
und von Juli 1996 bis April 2001 als Sportfachberater tÃ¤tig gewesen. Die
EinschrÃ¤nkung, nur an bestimmten Arbeitstagen zu arbeiten, stellten keine einem
Arbeitgeber unzumutbaren "SonderwÃ¼nsche" dar. Er habe stets feste
Arbeitszeiten angeboten, in deren Rahmen auch ihm Arbeit hÃ¤tte zur VerfÃ¼gung
gestellt werden kÃ¶nnen. Es handele sich auch nicht um eine Einzel- bzw.
Ausnahmeregelung, wenn er nur an bestimmten Arbeitstagen seine Dienste zur
VerfÃ¼gung stellen kÃ¶nne. Erforderlich sei nach dem Gesetz lediglich, dass er eine
gewisse Zeitgrenze Ã¼berschreite. Dies habe er getan. Insgesamt lasse das vom
Sozialgericht eingeholte Gutachten die Angabe der Basiselemente, auf die es sich
stÃ¼tze, vermissen. Der SachverstÃ¤ndige sei auch einseitig zugunsten von
Arbeitgebern von unzutreffenden Vorstellungen ausgegangen. Insoweit sei das
Gutachten nicht nur unschlÃ¼ssig, sondern auch einseitig.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Kiel vom 29. September 2003 sowie den Bescheid der
Beklagten vom 5. Juni 2002 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 23.
August 2002 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, ihm fÃ¼r die Zeit ab 1.
Mai 2002 bis 21. Juli 2002 Arbeitslosengeld in gesetzlicher HÃ¶he zu bewilligen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie stÃ¼tzt das angefochtene Urteil und meint, dass das ihm zu Grunde liegende
SachverstÃ¤ndigengutachten des Herrn L nicht zu beanstanden sei. Der KlÃ¤ger
gehe zu Recht davon aus, dass mittlerweile in Deutschland viele
TeilzeitbeschÃ¤ftigungen von den Arbeitgebern angeboten wÃ¼rden. Diese
ArbeitsplÃ¤tze wÃ¼rden primÃ¤r von MÃ¼ttern minderjÃ¤hriger Kinder in Anspruch
genommen. Auch gebe es unterschiedliche Teilzeitmodelle, bei denen die
Arbeitszeit in der Regel auf den Vor- oder Nachmittag oder auf einzelne
Wochentage reduziert werde. Vorliegend habe der KlÃ¤ger seine Arbeitszeit jedoch
auf bestimmte Wochentage, nÃ¤mlich den Donnerstag, Freitag und Samstag
eingeschrÃ¤nkt. Diese grundsÃ¤tzliche Festlegung auf einzelne Arbeitstage werde
Ã¼blicherweise von den Arbeitgebern nicht akzeptiert. Soweit die
BerufungsbegrÃ¼ndung hierfÃ¼r Nachweise fordere, verweise sie â�� die Beklagte
â�� neben dem vorliegenden Gutachten auf ihren Stellenangebotsservice, der u. a.
im Internet abgerufen werden kÃ¶nne. Den Stellenangeboten sei zu entnehmen,
dass die Arbeitgeber die in den Gutachten erlÃ¤uterte FlexibilitÃ¤t der
Arbeitnehmer erwarten wÃ¼rden.

In der Berufungsverhandlung am 4. MÃ¤rz 2005 hat der Senat Herrn Ka als
arbeitsmarkt- und berufskundigen SachverstÃ¤ndigen zu der Frage gehÃ¶rt, ob die
vom KlÃ¤ger in seinem Leistungsantrag vom 10. April 2002 gemachten Angaben zur
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EinschrÃ¤nkung der ihm mÃ¶glichen Arbeitszeit (15 bis 20 Stunden,
Donnerstagnachmittag sowie Freitag und Samstag) den Ã¼blichen Bedingungen
des fÃ¼r ihn in Betracht kommenden allgemeinen Arbeitsmarktes entsprachen.
Wegen der Ergebnisse der Beweisaufnahme wird auf die Anlage zur
Verhandlungsniederschrift vom 4. MÃ¤rz 2005 Bezug genommen.

Dem Senat haben die den KlÃ¤ger betreffenden VerwaltungsvorgÃ¤nge der
Beklagten und die Gerichtsakten vorgelegen. Wegen der weiteren Einzelheiten des
Sach- und Streitstandes und des Vorbringens der Beteiligten wird hierauf Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung des KlÃ¤gers ist zulÃ¤ssig.
Insbesondere liegt eine gesetzliche BeschrÃ¤nkung der Berufung trotz eines
strittigen Leistungszeitraums von weniger als 12 Wochen nicht vor. Ausgehend von
dem dem KlÃ¤ger ab 1. August 2002 bewilligten Leistungssatz in HÃ¶he von 82,60
EUR wÃ¶chentlich ist hier nÃ¤mlich der Beschwerdewert des Â§ 144 Abs. 1 Satz 1
Nr. 1 SGG erreicht. Die Berufungsfrist ist gewahrt, weil das rechnerische Fristende
nach der Zustellung des erstinstanzlichen Urteils am 31. Oktober 2003 auf einen
Sonntag (30. November 2003) fiel und die Frist deshalb erst mit Ablauf des
Montags, 1. Dezember 2003, endete (Â§ 151 Abs. 1 i.V.m. Â§ 64 Abs. 3 SGG). An
diesem Tag ist die Berufung des KlÃ¤gers eingegangen.

In der Sache hat die Berufung jedoch keinen Erfolg. Das Sozialgericht hat zu Recht
und aus zutreffenden GrÃ¼nden entschieden, dass die angefochtenen Bescheide
rechtsfehlerfrei sind. Der KlÃ¤ger hat fÃ¼r den im vorliegenden Verfahren streitigen
Zeitraum keinen Anspruch auf Alg, weil die gesetzlichen Voraussetzungen dieses
Anspruchs nicht erfÃ¼llt sind. Insbesondere liegt das Merkmal der Arbeitslosigkeit
(Â§ 117 Abs. 1 Nr. 1 SGB III) nicht vor. Nach Â§ 118 Abs. 1 SGB III sind hierfÃ¼r die
â�� vorliegend unproblematische â�� BeschÃ¤ftigungslosigkeit sowie die
BeschÃ¤ftigungssuche erforderlich. Merkmal der BeschÃ¤ftigungssuche ist nach Â§
119 Abs. 1 bis 3 SGB III neben weiteren â�� hier ebenfalls unproblematischen â��
Voraussetzungen die als Bestandteil der erforderlichen VerfÃ¼gbarkeit definierte
Arbeitsbereitschaft, wobei Â§ 119 Abs. 3 Nr. 1 SGB III fÃ¼r den Regelfall
voraussetzt, dass der Arbeitslose eine versicherungspflichtige, mindestens 15
Stunden wÃ¶chentlich umfassende BeschÃ¤ftigung unter den Ã¼blichen
Bedingungen des fÃ¼r ihn in Betracht kommenden Arbeitsmarktes aufnehmen und
ausÃ¼ben kann und darf. Ã�bliche Bedingungen des Arbeitsmarktes sind
diejenigen, die die Ausgestaltung der ArbeitsverhÃ¤ltnisse betreffen, vor allem
Arbeitsentgelt, Arbeitsort, Arbeitszeit (insbesondere deren Dauer und Lage sowie
Verteilung), und unter denen BeschÃ¤ftigungen nicht nur in Einzel- oder
AusnahmefÃ¤llen, sondern nach der tatsÃ¤chlichen Ã�bung auf dem Arbeitsmarkt
in nennenswertem Umfang ausgeÃ¼bt werden (Brand in Niesel, SGB III, 2. Aufl. Â§
119 Rz 24 m.w.N. aus der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts). Dabei sind
die UmstÃ¤nde des Einzelfalles in ihrem Bezug zum maÃ�geblichen Arbeitsmarkt
wÃ¤hrend der Zeit des voraussichtlichen Leistungsbezuges unter
BerÃ¼cksichtigung der VerÃ¤nderungen und Entwicklungen des Arbeitsmarktes
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maÃ�geblich (vgl. Brand a.a.O. Rz 25).

Die Vorgaben des KlÃ¤gers insbesondere zu Dauer, Lage und Verteilung der
Arbeitszeit entsprechen nicht den Voraussetzungen von Â§ 119 Abs. 3 Nr. 1 SGB III.
Dass die Arbeitszeit â�� soweit nicht das Teilzeitprivileg des Â§ 119 Abs. 4 Satz 1
Nr. 2 und 3 SGB III eingreift â�� der regelmÃ¤Ã�igen tariflichen Wochenarbeitszeit
entsprechen muss (Valgolio in Hauck/Noftz, SGB III, K Â§ 119 Rz 97), bedarf dabei
keiner Vertiefung, weil der KlÃ¤ger im Grundsatz dieses Teilzeitprivileg erfÃ¼llt.
Nach Â§ 119 Abs. 4 Nr. 2 SGB III (in der Fassung des 1. SGB III-Ã�nderungsgesetzes
vom 16. Dezember 1997, BGBl. I S. 2970) ist der Arbeitslose nÃ¤mlich auch dann
arbeitsbereit und arbeitsfÃ¤hig, wenn er bereit oder in der Lage ist, unter den
Ã¼blichen Bedingungen des fÃ¼r ihn in Betracht kommenden Arbeitsmarktes nur
versicherungspflichtige, mindestens 15 Stunden wÃ¶chentlich umfassende
BeschÃ¤ftigungen mit bestimmter Dauer, Lage und Verteilung der Arbeitszeit
aufzunehmen und auszuÃ¼ben, wenn dies wegen der Betreuung und Erziehung
eines aufsichtsbedÃ¼rftigen Kindes oder Pflege eines pflegebedÃ¼rftigen
AngehÃ¶rigen erforderlich ist. Dass die von dem KlÃ¤ger gemachten
EinschrÃ¤nkungen zu Dauer, Lage und Verteilung seiner Arbeitszeit wegen der
Betreuung und Erziehung seiner aufsichtsbedÃ¼rftigen Kinder erforderlich waren,
ist angesichts des (seinerzeitigen) Alters der Kinder sowie wegen des Umstands,
dass die Kindesmutter ganztags beschÃ¤ftigt war, ohne Weiteres glaubhaft (vgl.
zum begÃ¼nstigten Personenkreis allg. Steinmeyer in Gagel, SGB III, Â§ 119 [Stand:
August 2001] Rz 236 ff.).

Auch unter den Voraussetzungen des Â§ 119 Abs. 4 Nr. 2 SGB III mÃ¼ssen Lage und
Verteilung der Arbeitszeit jedoch den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen
Arbeitsmarktes entsprechen. Die begÃ¼nstigten Personenkreise dÃ¼rfen zwar die
VerfÃ¼gbarkeit, was Dauer, Lage und Verteilung der Arbeitszeit betrifft,
einschrÃ¤nken. Dies ist jedoch nur dann unschÃ¤dlich, wenn dennoch die
eingeschrÃ¤nkte Arbeitszeit den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen
Arbeitsmarktes, der fÃ¼r den Arbeitslosen in Betracht kommt, entspricht. Das gilt
sowohl fÃ¼r die Lage (z.B. tagsÃ¼ber oder nachts) und die Verteilung (z.B. nur an
bestimmten Wochentagen) als auch fÃ¼r die Dauer (z.B. vier Stunden tÃ¤glich) der
Arbeitszeit (Steinmeyer, a.a.O., Â§ 119 Rz 249). Es muss im Einzelfall positiv
festgestellt werden, ob Dauer, Lage und Verteilung der Arbeitszeit auf dem
Arbeitsmarkt Ã¼blich sind und entsprechende ArbeitsplÃ¤tze â�� seien sie besetzt
oder unbesetzt â�� in ausreichender Zahl vorhanden sind (Valgolio, a.a.O., Â§ 119
Rz 162; Steinmeyer, a.a.O., Â§ 119 Rz 254).

Der Begriff des fÃ¼r den Arbeitslosen in Betracht kommenden Arbeitsmarkts
umfasst im Grundsatz rÃ¤umlich wie fachlich den gesamten Geltungsbereich des
SGB III. Bei bundesweiter MobilitÃ¤t ist es ausreichend, wenn die gesuchte
BeschÃ¤ftigung in einem Teilbereich des Arbeitsmarktes Ã¼blich ist. Konjunkturelle
Entwicklungen bzw. die konkrete Lage auf dem Arbeitsmarkt sind in diesem
Zusammenhang ohne Bedeutung. Eine Begrenzung des einschlÃ¤gigen
Arbeitsmarktes durch den Arbeitslosen ist nur bei berechtigtem Grund mÃ¶glich; zu
beachten ist indessen die Regelung Ã¼ber zumutbare BeschÃ¤ftigungen (Â§ 121
SGB III). Danach ist von dem Arbeitslosen nicht zu verlangen, dass er seinen
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Wohnsitz verlegt. Andererseits kann er den rÃ¤umlich in Betracht kommenden
Arbeitsmarkt nicht unterhalb des nach Â§ 121 Abs. 4 SGB III zumutbaren, tÃ¤glichen
Pendelbereichs eingrenzen (vgl. zum Vorstehenden insgesamt Valgolio, a.a.O., Â§
119 Rz 107). Ein besonderer Berufsschutz besteht nicht; maÃ�geblich ist vielmehr,
ob der Arbeitslose aus einer bestimmten TÃ¤tigkeit nach den in Â§ 121 SGB III
nÃ¤her beschriebenen Kriterien ein zumutbares Entgelt erzielen kann. Danach ist
eine BeschÃ¤ftigung nicht deswegen unzumutbar, weil sich nicht zu dem
BeschÃ¤ftigungen des QualitÃ¤tsniveaus des Arbeitnehmers, fÃ¼r die er
ausgebildet worden ist oder die er bisher ausgeÃ¼bt hat, gehÃ¶rt (vgl. Brand,
a.a.O., Â§ 121 Rz 10).

Nach diesen MaÃ�stÃ¤ben begegnet zwar die TeilzeitbeschÃ¤ftigung als solche hier
unter dem Gesichtspunkt der Ã�blichkeit keinen Bedenken, wobei fÃ¼r den KlÃ¤ger
ein breites Spektrum an TÃ¤tigkeitsbereichen in Betracht kommt. Der Senat ist
jedoch auf Grund des Gesamtergebnisses des Verfahrens davon Ã¼berzeugt, dass
die von dem KlÃ¤ger in seinem Leistungsantrag vom 10. April 2002 gemachten
Angaben zur EinschrÃ¤nkung der ihm mÃ¶glichen Arbeitszeit nicht den Ã¼blichen
Bedingungen des fÃ¼r ihn in Betracht kommenden Arbeitsmarktes entsprechen.
Dies folgt insbesondere aus den Ergebnissen der vom Senat im Berufungsverfahren
wiederholten Beweisaufnahme. Der von dem Senat gehÃ¶rte arbeitsmarkt- und
berufskundige SachverstÃ¤ndige Ka hat die von Herrn L in erster Instanz
gemachten AusfÃ¼hrungen inhaltlich bestÃ¤tigt und ausgefÃ¼hrt, dass der
KlÃ¤ger mit seiner Festlegung, am Donnerstagnachmittag sowie Freitag und
Samstag arbeiten zu wollen, die Ã¼blichen Bedingungen des fÃ¼r ihn in Betracht
kommenden Teilzeitarbeitsmarktes nicht erfÃ¼llt. Entsprechende ArbeitsplÃ¤tze
seien auf der Angebotsseite zu diesen Konditionen nicht vorhanden; wenn dies doch
der Fall sei, handele es sich um EinzelfÃ¤lle oder eine Ausnahmeregelung. Dies
Ã¼berzeugt den Senat insbesondere vor dem Hintergrund der von Herrn Ka
gegebenen ErlÃ¤uterung, dass der Bedarf an Teilzeitstellen hÃ¶her sei als das
vorhandene Angebot, so dass schon insoweit ArbeitszeitwÃ¼nsche nicht immer zu
realisieren seien. Vom systematischen Ansatz her wÃ¼rden zwar TeilzeitkrÃ¤fte,
nicht jedoch Arbeitnehmer mit ganz bestimmten Arbeitszeiten gesucht. Dabei sei
nicht auszuschlieÃ�en, dass der KlÃ¤ger mit der von ihm gewÃ¼nschten Lage der
Arbeitszeit einen Arbeitsplatz hÃ¤tte finden kÃ¶nnen. Einen entsprechenden Markt
fÃ¼r TeilzeitkrÃ¤fte mit in diesem Sinne festgelegten Arbeitszeiten gebe es jedoch
nicht; ob hierzu geÃ¤uÃ�erte WÃ¼nsche des Arbeitnehmers zu betrieblichen
Besonderheiten passen wÃ¼rden, hÃ¤nge eher vom Zufall ab. Generell gebe der
Arbeitgeber vor, fÃ¼r welchen Zeitraum er einen Arbeitnehmer â�� sei es auch als
Teilzeitkraft â�� suche.

Diese AusfÃ¼hrungen des SachverstÃ¤ndigen Ka , die inhaltlich in
Ã�bereinstimmung mit den Angaben des vom Sozialgericht gehÃ¶rten
SachverstÃ¤ndigen L stehen, haben den Senat ohne jede EinschrÃ¤nkung
Ã¼berzeugt. Sowohl Herr Ka als auch Herr L sind dem Senat seit vielen Jahren als
auÃ�erordentlich erfahrene arbeitsmarkt- und berufskundige SachverstÃ¤ndige
bekannt, so dass auch insoweit kein Anlass besteht, die Richtigkeit der gemachten
Angaben in Zweifel zu ziehen.
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Nach allem kann die Berufung keinen Erfolg haben.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG.

Der Senat hat keinen Anlass gesehen, gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 SGG die Revision
zuzulassen.

Erstellt am: 04.11.2005

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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